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Der Artikel beschäftigt sich mit dem beachtlichen Risiko eines „Kultur­
defizits“ im öffentlichen Sektor, das die zunehmende Kluft zwi­
schen Anforderungen durch neue Steuerungsmodi und den eta­
blierten Wert- und Einstellungsmustern des Verwaltungspersonals 
beschreibt. Eine wesentliche Ursache für diese Lücke liegt in den 
Sozialisierungsprozessen, die während der Ausbildung für den öf­
fentlichen Dienst durchlaufen werden. Während in Jahren des dyna­
mischen Umbruchs im öffentlichen Sektor neue Steuerungsformen 
an Bedeutung gewannen – insbesondere managerialistische Reform­
strategien und partizipatorische Ansätze –, repräsentieren die in der 
Ausbildung vermittelten beruflichen Rollenbilder ganz überwiegend 
traditionelle Werte der bürokratischen Organisation. Die Analyse 
des daraus resultierenden Spannungsfeldes stützt sich auf die drei 
Dimensionen der Ausbildungsprogramme, die im Wesentlichen für 
diese berufliche Sozialisierung von Bedeutung sind: institutionel­
le Eigenschaften und Status; Ausbildungsinhalte; Lehre und Didaktik. 
Diese Dimensionen werden auf die aktuellen Entwicklungen in der Ver­
waltungsausbildung bezogen und kritisch diskutiert.
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Blick auf die berufsbezogenen Werte und 
Einstellungen die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass die öffentlich Beschäftigten 
den vielfältigen Anforderungen an ihre 
Berufstätigkeit gewachsen sind. Sie hem-
men dagegen eine zukunftsfähige Verwal-
tungsentwicklung, wenn die vorrangig 
vermittelten Kenntnisse, vor allem aber 
auch die mit der Ausbildung tradierten 
Rollenverständnisse den aktuellen und 
künftigen Ansprüchen nicht mehr genü-
gen oder gar im Widerspruch zu den An-
forderungsprofilen an das Verwaltungs-
handeln stehen. In diesem letzten Fall ist 
ein „kulturelles Defizit“ festzustellen, das 
sich auf die Kluft zwischen überlieferten, 
jedoch (ganz oder teilweise) obsoleten 
Wert- und Einstellungsmustern und den 
gegenwärtig erforderlichen kulturellen 
Prägungen (im Sinne der berufsbezogenen 
Normvorstellungen, Überzeugungen und 
Rollen) bezieht.

In diesem Beitrag gehen wir für den 
deutschen öffentlichen Dienst davon aus, 
dass ein hohes Risiko für ein solches „kul-
turelles Defizit“ besteht. Diese Ausgangs-
position und die anschließende Argumen-
tation stützen sich auf die folgenden Über-
legungen:
1.	 Zunächst rücken wir mit diesem Ar-

gument den Zusammenhang zwischen 
Organisationswerten und Verwaltungs-
reformen in den Mittelpunkt der De-
batte: Mit jeder Entscheidung für oder 
gegen eine bestimmte Organisations-
form wird zugleich ein Urteil darüber 
getroffen, welche Geltung bestimmten 
Werthaltungen, Normvorstellungen 
oder Rollenverständnissen in der Or-
ganisation zukommt. Reformstrategien 
für den öffentlichen Sektor reflektieren 
daher stets auch jene Wertmaßstäbe, 

Einleitung

Die Ausbildungsinstitutionen für den 
öffentlichen Dienst sind wesentliche So-
zialisierungsagenten, die maßgeblichen 
Einfluss darauf ausüben, mit welchen 
Werthaltungen, Normvorstellungen und 
Rollenverständnissen die künftigen Ver-
waltungsmitarbeiter ihre Aufgaben wahr-

nehmen werden. Mit dieser nachhaltigen 
Wirkung können die Studien- und Aus-
bildungsgänge, die auf die Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst vorbereiten, einen so-
wohl hemmenden als auch förderlichen 
Faktor für die künftige Verwaltungsent-
wicklung darstellen: Sie fördern die ad-
ministrative Kapazität, wenn sie nicht nur 
rein fachlich-kognitiv, sondern auch mit 

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2015-3-125 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 21.01.2026, 06:13:25. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2015-3-125


Schröter/Röber, Verwaltungsausbildung zwischen Tradition und Moderne: Ein dreidimensionales Portrait

die für administratives Handeln gelten 
sollen. Dabei handelt sich es um be-
rufsrelevante Einstellungen und Rollen-
verständnisse, aber auch um grundsätz-
liche gesellschaftliche und allgemein-
politische Werthaltungen, die sich in 
Reformentscheidungen – z.B. für oder 
gegen Privatisierungen, Leistungsent-
lohnung oder Bürgerbeteiligung – wi-
derspiegeln. Die entsprechenden Wer-
te- und Einstellungsmuster sind daher 
entscheidende Faktoren des instituti-
onellen Wandels, die auch und gerade 
von Ausbildungsinstitutionen für den 
öffentlichen Sektor ernstgenommen 
werden müssen, wenn von ihren Ab-
solventen ein konstruktiver Beitrag zur 

Verwaltungsentwicklung zu erwarten 
sein soll. Diese Wertbindung von Ver-
waltungsreformen wird jedoch häufig 
vernachlässigt.

2.	 Darüber hinaus können wir auf die 
umfangreichen Reformentwicklungen 
verweisen, die den deutschen öffent-
lichen Sektor im Laufe der letzten 25 
Jahre nachhaltig geprägt haben. Dazu 
zählen die auf neue Steuerungsanreize 
gegründeten Ansätze nach dem Vorbild 
der New-Public-Management-Doktrin 
ebenso wie beteiligungsorientierte Re-
formentwicklungen, die dem Public-
Governance-Konzept  nahestehen. 
Selbst wenn die Reformpraxis – ge-
messen an den idealtypischen Vorstel-
lungen dieser beiden Leitbilder – zu al-
lenfalls moderaten Ergebnissen geführt 
haben sollte, so markiert dieser Wan-
del dennoch eine beachtliche Abkehr 
von der tradierten Form öffentlicher 
Verwaltung mit auf rechtsstaatlichen 
Prinzipien fixierten und bürokratisch 

organisierten Behörden. Daher bleibt 
festzuhalten, wie sehr sich die Anforde-
rungen und Erwartungen an berufliche 
Selbstverständnisse und Einstellungs-
muster von Angehörigen des öffentli-
chen Dienstes im Zuge der aktuellen 
Verwaltungsentwicklung von den klas-
sischen Rollenbildern des Verwaltungs-
personals entfernt haben.

3.	 Vergleicht man – in einem dritten 
Schritt der Argumentation – den Wan-
del der Anforderungsprofile im öffent-
lichen Sektor insgesamt (eingedenk 
der politischen und wirtschaftlichen 
Umfeldbedingungen) mit dem etablier-
ten System der Ausbildung und Rek-
rutierung für den öffentlichen Dienst 

in Deutschland, so wird – trotz ver-
schiedener Reformströmungen – die 
Kontinuität der Ausbildungs- und Re-
krutierungswege für die Angehörigen 
des gehobenen und höheren Dienstes 
überdeutlich. Während der rechtliche 
Status von Fachhochschulen für den 
öffentlichen Dienst zum Teil an das 
allgemeine Hochschulrecht angepasst 
und die Bologna-Erklärung zunehmend 
berücksichtigt wurde und es moderate 
curriculare Veränderungen gab, blieb 
der inhaltliche und institutionelle Kern 
der Ausbildungseinrichtungen und ih-
rer Studienprogramme weitgehend un-
angetastet.

In Zeiten des tiefgreifenden Struktur- und 
Wertewandels ist daher das Risiko beson-
ders hoch, eine sich stets weitende Kluft 
vorzufinden, welche die traditionell eta
blierten Kultur- und Kompetenzmuster 
von den neuen Herausforderungen und 
Anforderungsprofilen trennt. Die Ausbil-

dungsinstitutionen und -programme für 
den öffentlichen Sektor sind daher beson-
ders angesprochen, da man ihrem Beitrag 
zur beruflichen Sozialisation eine ausge-
sprochen nachhaltige Wirkung zuschrei-
ben kann.

Vor diesem Hintergrund vertiefen wir 
in den folgenden Abschnitten zunächst 
den Zusammenhang zwischen zentralen 
Steuerungs- bzw. Organisationstypen und 
ihren korrespondierenden Kulturmustern, 
bevor wir der Frage nachgehen, entlang 
welcher Dimensionen sich der Einfluss 
von Ausbildungsinstitutionen und -pro-
grammen auf die Werthaltungen und 
Rollenverständnisse ihrer Absolventen er-
örtern lässt. Unsere Darstellung lässt sich 
dabei von der Annahme leiten, dass es 
nicht allein die fachlich-curricularen Ei-
genschaften eines Ausbildungsprogramms 
sind, die für die berufliche Sozialisierung 
von Bedeutung sind. Vielmehr sind auch 
institutionelle Merkmale, wie der Status 
der Lehrenden und Studierenden, sowie 
Fragen zur vorherrschenden Didaktik, 
Wissensvermittlung und Art der Lehrfor-
mate zu berücksichtigen. Diese Dimensi-
onen werden abschließend auf die aktu-
ellen Entwicklungen in der Ausbildung 
für den öffentlichen Dienst bezogen und 
kritisch diskutiert, so dass sich aus dieser 
Debatte Anregungen für die Ausgestaltung 
künftiger Ausbildungswege ableiten las-
sen.

Steuerungsformen, Reform
strategien und Wertemuster

Die tradierten Organisationsprinzipien, 
Leitungsstrukturen und Führungsinstru-
mente, mit denen Verwaltungseinrichtun-
gen und ihre Aufgabenwahrnehmung ge-
steuert werden, sind unter dem Eindruck 
gravierender politischer, wirtschaftlicher, 
gesellschaftlicher und technologischer 
Herausforderungen zum Gegenstand 
kontroverser Debatten über zeitgemäße 
Steuerungsformen im öffentlichen Sektor 
geworden. Zunehmend werden etablier-
te Steuerungsansätze, die im Grunde auf 
das Muster bürokratischer Organisation 
zurückgeführt werden können, in Frage 
gestellt und durch rivalisierende Prinzi-
pien ergänzt oder gar ersetzt, die sich im 
Wesentlichen auf mikroökonomische 
Steuerungsansätze in der Lesart des ‚New 
Public Management‘ oder auf die partizi-
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»In Zeiten des tiefgreifenden Struktur- und 
Wertewandels ist das Risiko besonders 
hoch, eine sich stets weitende Kluft 
vorzufinden, welche die traditionell 
etablierten Kultur- und Kompetenzmuster 
von den neuen Herausforderungen und 
Anforderungsprofilen trennt.«
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patorischen und gemeinschaftsbildenden 
Maßnahmen beziehen, die den Denkrich-
tungen des Kommunitarismus oder der 
‚Public Governance‘ näher stehen.

Besondere Aufmerksamkeit haben in 
diesem Zusammenhang vor allem die ver-
schiedenen Varianten markt- und wettbe-
werbsorientierter Steuerungsformen auf 
sich gezogen, die unter der Überschrift des 
“New Public Management” zusammenge-
fasst werden und seit Beginn der 1980er 
Jahre eine internationale Reformbewe-
gung dominiert haben1. Gemeinsam ist 
diesen NPM-orientierten Reformansätzen 
zur Verwaltungssteuerung insbesonde-

re die Übernahme mikroökonomischer 
Methoden und Verhaltensannahmen, die 
auf die Funktionsweise des öffentlichen 
Sektors übertragen werden, wobei die 
Vorbildwirkung des privatwirtschaftli-
chen Managements deutlich zu Tage tritt. 
Aus diesen Annahmen lässt sich eine Rei-
he von Organisationsreformen ableiten, 
die zu den Kernelementen einer wettbe-
werblichen Reformstrategie zählen. Dazu 
gehört die Liberalisierung von Märkten 
ebenso wie Privatisierungsmaßnahmen, 
wettbewerbliche Ausschreibungen zur 
Auftragsvergabe, die Einführung von 
Auftraggeber-Auftragnehmer-Modellen 
– auch innerhalb einer Organisation – 
und die Einführung konzernähnlicher 
Holding-Strukturen, in denen aufgaben-
zentrierte und ergebnisverantwortliche 
Leistungszentren eingerichtet werden kön-
nen. Der Schlüssel zur verbesserten Ver-
waltungsleistung – maßgeblich gemessen 
am Kriterium der Effizienz – ist aus die-
ser Perspektive somit eindeutig in den 
individuellen Anreizsystemen zu sehen, 
deren Wirkung sich aus den freigesetzten 

Marktkräften und Wettbewerbselementen 
speist. Folglich ist die positive Erwartung 
an verstärkte Ergebnisorientierung, Leis-
tungsmessung und Kundenorientierung 
besonders hoch.

Seit Beginn dieser Reformdebatte2 hat 
die weitverzweigte Familie der NPM-
Ansätze selbst verschiedene Phasen einer 
Themenkonjunktur erlebt, die vom frühen 
(und nicht selten naiven) Enthusiasmus 
über Zeiten der Ernüchterung und Re-
formmüdigkeit3 zum (noch längst nicht 
erfolgreichen) Bemühen um sachliche 
Evaluierungen reichten. In der kritischen 
Auseinandersetzung mit dem eng gefass-

ten Markt- und Effizienzfokus des New 
Public Management rückten mehr und 
mehr Steuerungsformen in den Vorder-
grund, die den netzwerkförmigen Bezie-
hungen zwischen öffentlichen Organisati-
onen und ihren Kooperationspartnern aus 
den Bereichen des Ehrenamts, der gemein-
nützigen Wirtschaft und der kommer-
ziellen Anbieter größeren Raum boten. 
Diese ‚Public-Governance‘-Debatte erhält 
weiteren Zuspruch durch Befürworter 
partizipatorischer und gemeinschaftsstif-
tender Ansätze zur Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben und zur Steuerung öffentlicher 
Organisationen. Im Gegensatz zum ‚New 
Public Management‘ stehen Fragen der 
Solidarität und der Teilhabe im Mittel-
punkt, wenn es um das Urteil darüber 
geht, was eine „gute Verwaltungsfüh-
rung“ zu leisten hat. Die favorisierten 
Reformmaßnahmen beziehen sich daher 
vor allem auf vermehrte Bürgerbeteili-
gung und Ko-Produktion durch Einbezug 
zivilgesellschaftlicher Einrichtungen (im 
Außenverhältnis) sowie auf Teambildung 
und Mitarbeiterbeteiligung (im Innenver-

hältnis). Durch diese Offenheit gegenüber 
gesellschaftlichen Anliegen (wie Fragen 
der Identitätsstiftung auf lokaler und re-
gionaler Ebene, der nachhaltigen Entwick-
lung oder der Beteiligung von Minderhei-
ten im öffentlichen Sektor) verlagert sich 
– im Vergleich zur NPM-Debatte – auch 
der Reformfokus von eher innerbetriebli-
chen Effizienzvorstellungen auf komple-
xere, interdisziplinäre und ‚mehrwertige‘ 
Aufgaben, deren Erledigung eine verstärk-
te Diskurs- und Kooperationsfähigkeit auf 
Seiten der Mitarbeiter öffentlicher Orga-
nisationen voraussetzen.

Diese Argumentation lässt bereits er-
kennen, wie sehr diese konkurrierenden 
Steuerungsreformen nicht allein auf den 
Neuzuschnitt von Verwaltungsstruktu-
ren und -verfahren abheben, sondern 
vor allem auch mit einer spezifischen 
Verwaltungskultur verbunden sind4, die 
in diesem Kontext als etabliertes Mus-
ter von Werthaltungen, Einstellungen 
und beruflichen Rollenverständnissen 
von Verwaltungsmitarbeitern und ihren 
Führungskräften zu verstehen ist5. Diese 
subjektiv-psychologischen Dispositionen 
sind wichtige verhaltenssteuernde Fakto-
ren und gelten als vergleichsweise stabil 
gegenüber kurzfristigen Einflüssen, da sie 
sich über langfristige Sozialisationspro-
zesse herausbilden. Gerade weil organi-
sationsstrukturelle und rechtliche Rah-
menbedingungen meist deutlich schneller 
verändert werden können als die korres-
pondierenden Werthaltungen und Einstel-
lungsmuster, ergibt sich in Zeiten des dy-
namischen Umbruchs ein besonderes Ri-
siko für die Verwaltungsorganisation: die 
mögliche Diskrepanz zwischen struktu-
rellen und kulturellen Eigenschaften. Ein 
solches „Kulturdefizit“ kann jedoch zu 
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1	 	 Siehe dazu Hood (1991), Naschold (1995), 
Schröter/Wollmann (1997), Christensen/Laegreid 
(2001) und Pollitt/Bouckaert (2011).

2	  	 Vgl. dazu OECD (1995) und (2004), World Bank 
(1997), Pollitt/Bouckaert (2011), Kettl (2000).

3	  	 Siehe Röber (2005).

4	  	 Vgl. dazu die klassischen Arbeiten von Aberbach/
Putnam/Rockman (1981), Aberbach (2003) sowie 
zu Ansätzen zur Organisationskultur-Forschung 
Smircich (1983), Allaire/Firsitoru (1984), Schedler/
Proeller (2007), Molina (2009), Hofstede/
Hofstede/Minkov (2010).

5	  	 Siehe zu diesem Ansatz auch Schröter/Röber 
(1997) und Schröter (2013).

»Ein ‚Kulturdefizit‘ kann zu verstärkten 
Friktionen und dysfunktionalen 
Konsequenzen führen, die zu 
langfristigen Belastungen für die 
gesamte Funktionsfähigkeit öffentlicher 
Organisationen werden.«

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2015-3-125 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 21.01.2026, 06:13:25. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2015-3-125


verstärkten Friktionen und dysfunktiona-
len Konsequenzen führen, die zu langfris-
tigen Belastungen für die gesamte Funkti-
onsfähigkeit öffentlicher Organisationen 
werden. Umso wichtiger ist es daher, die 
spezifischen kulturellen Komponenten der 
jeweiligen Steuerungsformen und ihrer 
Reformstrategien kennenzulernen.

Jedes Organisationsmodell, das auf 
einem festen theoretischen Fundament 
steht, und somit auch jede grundlegende 
Reformstrategie, die ihren Namen ver-
dient, repräsentiert somit ein spezifisches 
kulturelles Muster an organisationalen 
und professionellen Werten, die mit den 
formalen Strukturvorgaben, den Erwar-
tungen an das Organisationsverhalten 
und den jeweiligen Annahmen zum zu-
grunde liegenden Menschenbild und Ge-
sellschaftsverständnis korrespondieren6. 
Diese wertbasierten Grundlagen konkur-
rierender Reformstrategien im öffentli-
chen Sektor lassen sich besonders deutlich 
mit dem Verweis auf die idealtypischen 
Koordinierungsmechanismen zutage för-
dern, die seit langem in der sozial- und 
wirtschaftswissenschaftlichen Literatur 
etabliert sind: die hierarchie- und regeldo-
minierte Steuerung nach bürokratischem 
Vorbild, die wettbewerbs- und eigennutz-
getriebene Koordination des Marktes so-
wie die solidarisch begründete und auf ge-
genseitige Teilhabe ausgerichtete Gemein-
schaftsbindung7. In den letzten Jahren 
wurde diese Gegenüberstellung rivalisie-
render – und sich (in letzter Konsequenz) 
gegenseitig ausschließender – Kulturtypen 
im verwaltungswissenschaftlichen Diskurs 
– wie in den Jahrzehnten zuvor bereits in 
der Public Policy- und Politische-Kultur-
Forschung8 – durch Anleihen aus der 
angelsächsischen Kulturanthropologie9 
belebt und weiter vorangetrieben10. Dem-
nach finden sich diese Kulturtypen und 
korrespondierenden Werthaltungen in den 
folgenden Steuerungsmodi wieder:
1.	 Professionelle Regel- und Hierarchie­

orientierung: In diesem idealtypischen 
Kulturmuster stehen Werte wie Fair-
ness, Verlässlichkeit und Sachlichkeit 
an vorderer Stelle. Die Gleichheit vor 
dem Gesetz, die unparteiische Neutra-
lität der Beamtenschaft – die aufgrund 
formal-sachlicher Kriterien ausgewählt 
wird und im öffentlichen Auftreten um 
Mäßigung und Zurückhaltung bemüht 
sein sollte –, gelten als hochangesehe-

ne Organisationswerte. Die Organi-
sation selbst ist vor allem als robuste 
und stabile Einrichtung gedacht, die 
durch ihre besondere Resilienz auffällt. 
Dort, wo Redundanz zu beobachten 
ist oder sich Reserven gebildet haben, 
wird nicht notwendigerweise negativ 
von Verschwendung oder „organizati-
onal slack“ gesprochen, sondern eher 
der mögliche Nutzen herausgestellt, 
um „auf Nummer sicher zu gehen“. In 
ein solches Kulturmuster eingebettet, 
richten die Verwaltungsbeamten ihr 
Hauptaugenmerk auf geordnete Ver-
fahren und regelorientiertes Verhalten, 
das in der Verwaltungspyramide hier-
archisch kontrolliert und verantwortet 

wird. In diesem Modell erscheint je-
doch nicht nur die Organisationshier
archie – mit politischer Verantwort-
lichkeit an der Spitze – als wesentliche 
Quelle der Legitimation, sondern auch 
die professionelle Expertise, mit wel-
cher das laufbahngeprägte Fachbeam-
tentum einen gewissen Grad an fachli-
cher Autonomie rechtfertigen kann.

2.	 Manageriale Markt- und Wettbewerbs­
orientierung: Von der Warte dieses Ide-
altyps betrachtet, steht die „schlanke 
Organisation“ im Vordergrund, die 
sich vor allem durch individuelle An-
reizstrukturen, flache Hierarchien und 
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flexible Verfahren auszeichnet. Die Ef-
fizienz des Ressourcenverbrauchs in 
Verbindung mit einer ausgesprochenen 
Ergebnisorientierung steht in dieser 
Rangliste von Organisationswerten 
weit oben. Im besten Falle kann die 
gesamte Organisation als Geflecht von 
Vertragsbeziehungen (‚nexus of con-
tracts‘) verstanden werden, mit denen 
die Individuen und Organisationsein-
heiten ihre gegenseitigen Verpflich-
tungen und Sanktionsmöglichkeiten 
regeln. Insgesamt soll damit die indivi-
duelle Verantwortlichkeit herausgestellt 
werden, die – im Erfolgsfalle – auch 
unternehmerische Einstellungen und 
die Bereitschaft zur Übernahme von 

Risiken fördert. Folgerichtig sind es 
weniger, wenn überhaupt, die umfas-
sender definierten Vorstellungen vom 
‚Gemeinwohl‘ oder Rollenbilder, wie 
die eines ‚Repräsentanten des Staates‘, 
die in diesem Kulturtyp belohnt wer-
den. Vielmehr stehen möglichst indi-
viduell – oder zumindest auf einzelne 
Einheiten – zurechenbare, mit kurz- 
und mittelfristigem Zeithorizont be-
messene Leistungserwartungen in der 
Werteskala an vorderer Stelle.

3.	 Gemeinschafts- und Teilhabeorientie­
rung: Dieser Kulturtyp favorisiert im 
Idealfall weniger eine voll entwickel-
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6	 Einen Überblick über die Bedeutung von Werten 
und Kultur in – insbesondere: öffentlichen – 
Organisationen bieten Jabes/Zussmann (1989), 
Schwartz (1999), Schröter (2000), Bardi/Schwartz 
(2003), Kernaghan (2003), Maesschalck (2004), 
Heintzman (2007), Davidov/Schmidt/Schwartz 
(2008), de Graaf/van der Wal (2008), Vigoda-
Gadot/Meiri (2008), Davis/West (2009).

»Die wertbasierten Grundlagen 
konkurrierender Reformstrategien  
lassen sich besonders deutlich mit 
dem Verweis auf die idealtypischen 
Koordinierungsmechanismen zutage 
fördern, die seit langem in der sozial- und 
wirtschaftswissenschaftlichen Literatur 
etabliert sind.«

7	  	 Siehe Peters (2001), Schröter/Wollmann (1998), 
Schröter (2007).

8	  	 Siehe Thompson/Wildavsky/Ellis (1990), Jann 
(1983), Waarden (1993).

9	 Siehe Douglas (1982) und (1992), Geva-May 
(2002).

10	 Siehe Hood (1998).
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kommt es in der Regel auch dann, wenn 
sich nach umfassenden und tiefgreifen-
den institutionellen Verwaltungsreformen 
das organisationale Umfeld von öffentlich 
Beschäftigten und die an sie gerichteten 
Erwartungshaltungen soweit verändert 
haben, dass sich Verwaltungsmitarbeiter 
gänzlich neuen Ansprüchen und Anforde-
rungen von Seiten politischer Amtsträger, 
gesellschaftlicher Interessenvertreter, der 
Privatwirtschaft oder der Bürgerschaft 
und allgemeinen Öffentlichkeit gegen-
übersehen. Tatsächlich ist der öffentliche 
Dienst in vielen Staaten, insbesondere 
auch in Deutschland, stark überaltert und 
daher vor allem auf Mitarbeiter und ins-
besondere Führungskräfte angewiesen, die 
ihre berufliche Sozialisierung in öffent-
lichen Bürokratien erfuhren, die noch in 
deutlich stärkerem Ausmaß als heute als 

direkte und unmittelbare Leistungserbrin-
ger auftraten und sich von eher legalisti-
schen Erwägungen bei der Leistungser-
bringung leiten ließen. Daher stellt sich in 
diesen Fällen vermehrt die Frage, ob sich 
nicht eine sich weitende Kluft zwischen 
den tradierten kulturellen Prägungen des 
Verwaltungspersonals und den neuen Rol-
lenanforderungen und Kompetenzprofilen 
für (leitende) Mitarbeiter des öffentliches 
Dienstes auftut. Von einer solchen Lücke 
zwischen überliefertem ‚Wertebestand‘ 
und zeitgemäßen Anforderungsprofilen 
gehen wir vor allem in jenen Fällen aus, 
in denen die idealtypische ‚professionelle 
Hierarchie- und Regelorientierung‘ durch 
Elemente neuer Steuerungsprinzipien, wie 
der Wettbewerbs- und Marktanreize oder 
partizipativer und kommunitaristischer 

Ansätze, wesentlich ergänzt oder gar er-
setzt worden ist.

In genau diesem Zusammenhang sind 
daher auch jene Fragen zu sehen, denen 
wir in Bezug auf die fachliche und persön-
liche Vorbereitung der Nachwuchskräfte 
für den öffentlichen Dienst nachgehen. 
So wurzeln die relativ stabilen berufsrele-
vanten Einstellungsmuster doch vor allem 
in den frühen Sozialisierungserfahrun-
gen, die in der Frühphase der Laufbahn 
im öffentlichen Dienst gemacht werden. 
Allein der Eintritt bzw. die Aufnahme in 
ein bestimmtes Ausbildungsprogramm ist 
bereits als Ergebnis eines komplexen Zu-
sammenspiels von Selbst- und Fremdaus-
wahl zu sehen, für das wesentliche kultu-
relle „Voreinstellungen“, wie persönliche 
Anschauungen, Meinungsbilder in der 
jeweiligen „peer group“ oder individuelle 
Motivationslagen, bereits mitentscheidend 
sind. Darüber hinaus bringen alle Nach-
wuchskräfte ihr kulturelles Gepäck in ihre 
Tätigkeitsbereiche mit, das sie sich über 
Jahre der allgemeinen Schulbildung und 
insbesondere auf dem Weg nach dem Se-
kundarabschluss im Hochschulbereich, in 
fachlichen Schulungen und Praxisphasen 
angeeignet haben. In diesen Sozialisie-
rungsprozessen ist das künftige Verwal-
tungspersonal – und somit auch der Füh-
rungskräftenachwuchs – besonderen fach-
lichen Prägungen ausgesetzt, wird durch 
neue Bezugsgruppen beeinflusst, lernt for-
male und informale Regeln, Normen und 
Rituale in öffentlichen Organisationen 
kennen – und wird dadurch mit Blick auf 
die grundlegenden beruflichen Werte und 
Rollenverständnisse nachhaltig geprägt. 
Folglich sind gerade die Jahre der Verwal-
tungsausbildung eine wichtige formative 
Phase, in der sich organisations- und be-
rufsspezifische Kulturmuster mit langfris-
tiger Wirkung entwickeln. Umso wichtiger 
ist daher der Blick auf die möglichen Zu-
sammenhänge zwischen einzelnen Dimen-
sionen dieser Ausbildungsphase und den 
als Idealtypen vorgestellten Kulturmus-
tern.

Drei Dimensionen zur Analyse des 
Ausbildungssystems

An die Darstellung grundlegender Re-
formstrategien und der jeweils korrespon-
dierenden Wert- und Einstellungsmuster 
schließt sich nun die Frage an, wie sich 

te und fest etablierte Organisation, 
sondern eine sozial eng miteinander 
verflochtene Gruppe, in welcher kol-
lektivistische und egalitäre Werte be-
sonders hoch angesehen sind. Diese 
Gruppenorientierung vermittelt allen 
Mitgliedern ein besonderes Gefühl der 
Zugehörigkeit und gemeinsamer Iden-
tität, das in vielen Fällen als ursäch-
liche Motivation dafür gelten kann, 
dem Kollektiv zunächst überhaupt 
beizutreten. Daher gilt die Wertschät-
zung in diesem Modell nicht einer 
– horizontal wie vertikal – arbeitstei-
ligen Aufgaben- und Zuständigkeits-
struktur, sondern eher interdisziplinä-
ren und ganzheitlichen Ansätzen, die 
geeignet sind, Teameinsätze zu fördern 
und ‚untere Hierarchiegruppen‘ in die 
Verantwortung einzubeziehen. Um be-

sonders passfähig für eine solche Or-
ganisationskultur zu sein, müssten die 
Beteiligten sicher eine besondere Kom-
munikationsfähigkeit und Diskursnei-
gung gepaart mit einem ausgeprägten 
Verständnis für beteiligungsorientier-
tes Management und partizipatorische 
Führungsansätze mitbringen.

Mit Blick auf diese grundsätzlich unter-
schiedlichen Kulturprofile können wir mit 
guten Gründen ein besonders hohes Risi-
ko für Konflikte, Missverständnisse, Wi-
dersprüche und Frustrationen für den Fall 
erwarten, dass diese „Weltanschauungen“ 
mit ihren rivalisierenden Auffassungen 
von professionellen Standards und Rol-
lenverständnissen sowie von allgemein-
politischen Werthaltungen aufeinander 
treffen. Zu einem solchen „Kulturschock“ 
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»Zu einem ‚Kulturschock‘ kommt es 
in der Regel auch dann, wenn nach 
umfassenden und tiefgreifenden 
institutionellen Verwaltungsreformen 
sich Verwaltungsmitarbeiter gänzlich 
neuen Ansprüchen und Anforderungen 
gegenübersehen.«
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»Es lässt sich insbesondere davon ausgehen, 
dass jene Wert- und Einstellungsmuster, 
die mit einem ‚klassischen Bürokraten‘ in 
Verbindung gebracht werden, vor allem in 
solchen Ausbildungsstätten von Kohorte zu 
Kohorte tradiert werden, die sich als Zweig 
einer bestehenden Behörde(nstruktur) 
verstehen.«

konzeptualisieren lässt, welche Eigen-
schaften und Merkmale von Ausbildungs-
einrichtungen und ihrer Studienprogram-
me sich auf die berufliche Sozialisierung 
und die entsprechende Ausprägung von 
Kulturmustern maßgeblich auswirken. An 
welchen Programmeigenschaften oder in-
stitutionellen Merkmalen ließe sich also 
ein Hebel ansetzen, um – ganz ausdrück-
lich oder auch eher implizit – bestimmte 
berufsrelevante Werthaltungen und Rol-
lenverständnisse an die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer zu vermitteln? Unsere 
Antwort darauf verweist auf drei wesent-
liche Einflussfaktoren, die den Zusam-
menhang zwischen Ausbildung und ver-
mittelten Wertmustern besonders prägen:

Institutionelle Eigenschaften und Status 
Die erste Verbindung, die wir zwischen 
verschiedenen Wegen und Formen der 
Ausbildung für den öffentlichen Dienst 
und der Wertvermittlung knüpfen, bezieht 
sich auf die institutionellen Eigenschaften, 
die den beteiligten Einrichtungen und Per-
sonen zuzuschreiben sind. Welchen recht-
lichen bzw. akademischen Status hat die 
jeweilige Ausbildungsinstitution? Gewährt 
sie umfassende akademische Freiheiten in 
Verbindung mit einer fachlichen Band-
breite, wie es für tradierte Forschungs-
universitäten typisch ist? Oder entspricht 
sie eher dem wissenschaftliche Profil einer 
‚professional school‘, mit einer disziplinär 
enger gefassten und anwendungsbezoge-
nen Ausbildung für akademische Berufs-
felder – sei es als Business School oder 
School of Public Policy? Oder findet die 
Ausbildung an einer Institution statt, die 
sich am besten als interne Ausbildungs-
stätte beschreiben ließe und sich vor allem 
an den praxisorientierten Qualifikations-
erwartungen der jeweiligen Führungsriege 
ausrichtet? In ähnlicher Weise sind Fra-
gen nach dem Status und den Rollener-
wartungen auch an die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer der Studien- und Ausbil-
dungsgänge für den öffentlichen Dienst zu 
richten: Sind sie schon während der Aus-
bildungsphase als Anwärter auf eine lang-
fristige und stete Laufbahnplanung im öf-
fentlichen Dienst angelegt? Oder streben 
sie zuvörderst inhaltlich eine akademische 
Qualifikation an, die ihnen nach erfolg-
reicher Graduierung verschiedene Berufs-
wege eröffnet? Mehr noch als der Status 
der Studierenden ist in diesem Zusam-
menhang auch die rechtliche Stellung und 
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das berufliche Selbstbild der Lehrenden 
zu betrachten: Steht ihnen das Recht auf 
selbständige Lehre und freie Forschung 
zu? Sehen sie sich eher dem Ideal der rei-
nen Wissensvermittlung verpflichtet, oder 
sehen sie ihre Aufgaben nicht zuletzt da-
rin, künftige Angehörige des eigenen Be-
rufsstandes in die Gepflogenheiten und 
berufspraktischen Anforderungen einzu-
führen?

Diese skizzierten Unterschiede zwi-
schen den institutionellen Eigenschaften 
der betroffenen Ausbildungseinrichtun-
gen und ihren Angehörigen auf Seiten 
der Lehrenden und Studierenden bleiben 
nicht folgenlos, wenn es darum geht, be-
stimmte berufsbezogene Werte und Rol-
lenverständnisse in der Ausbildung für 

den öffentlichen Dienst zu vermitteln. So 
lässt sich insbesondere davon ausgehen, 
dass jene Wert- und Einstellungsmuster, 
die mit einem ‚klassischen Bürokraten‘ in 
Verbindung gebracht werden, vor allem in 
solchen Ausbildungsstätten verstärkt und 
von Kohorte zu Kohorte tradiert werden, 
die sich als Zweig einer bestehenden Be-
hörde bzw. Behördenstruktur verstehen. 
Beispielhaft lässt sich dieser institutio-
nelle Status mit den verwaltungseigenen 
(Hoch-)Schulen, Akademien oder Colleges 
veranschaulichen, die – ob eher auf Brei-
tenwirkung oder auf Elitebildung zielend 
– geradezu als ‚Sozialisierungsagenten‘ 
darauf angelegt sind, ihre neuen Absol-
venten mit möglichst großer Passfähigkeit 
in den bestehenden Verwaltungsapparat 
einzugliedern. Darüber hinaus erfüllen sie 
einen Teil ihrer Funktion bereits durch die 

frühe Selbst- und Fremdselektion, die im 
Regelfall Kandidaten mit tendenziell kon-
ventionellen Rollenerwartungen bevorzu-
gen dürfte.

Ausbildungsinhalte 
Die fachliche Sozialisierung zählt zu den 
zentralen Einflussfaktoren, die künftige 
Rollenverständnisse und Einstellungs-
muster im öffentlichen Dienst prägen. 
Daher rücken die inhaltlichen Ausbil-
dungsschwerpunkte auch in den Mittel-
punkt unserer analytischen Kategorien. 
Eine erste Unterscheidung zwischen den 
zu betrachtenden Ausbildungs- und Studi-
engängen lässt sich danach treffen, ob sie 
vorrangig darauf ausgerichtet sind, eher 
die „Wie“- oder die „Warum“-Fragen zu 
beantworten. Dabei markieren die (über-

wiegend normativen) „How-to-do“-Pro-
gramme jenen Endpunkt auf diesem Spek-
trum, in dessen Nähe sich hauptsächlich 
berufsqualifizierende und anwendungs-
orientierte Ausbildungsangebote finden, 
während – mit höherem Abstraktionsgrad 
und analytischem Anspruch – die stärker 
akademisch und theorieorientierten Stu-
diengänge dem entgegengesetzten End-
punkt nahekommen. Diese Differenzie-
rung lässt sich weiter vorantreiben, wenn 
Ausbildungsinhalte danach eingruppiert 
werden, ob sie sich vornehmlich auf ein 
Studienfach konzentrieren oder derart 
zugeschnitten sind, dass mehrere Fach-
richtungen oder akademische Disziplinen 
berücksichtigt werden. Der multi-diszipli-
näre Charakter einzelner Curricula kann 
unter Umständen dazu genutzt werden, 
verschiedene Fachrichtungen für die Ana-
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lyse komplexer Problemlagen miteinander 
so systematisch zu verbinden, dass inter- 
oder transdiszplinäre Programmkompo-
nenten entstehen. Dabei sollten auch die 
neuen Möglichkeiten der modernen Infor-
mationstechnologien von Beginn an kon-
zeptionell mitgedacht werden. Auf dieser 
Bandbreite von mono- bis transdiszipli-
nären Studiengangsinhalten können nun 
Ausbildungsprogramme verortet werden, 
um die jeweiligen Wirkungen auf berufli-
che Rollenbilder und Einstellungsmuster 
zu untersuchen. Dabei wird im Einzel-
nen auch zu berücksichtigen sein, welche 
Besonderheiten einzelner Disziplinen die 
fachliche Sozialisierung prägen: Handelt 
es sich um kanonisiertes Wissen, das in 
der betreffenden Fachrichtung vorwie-
gend vermittelt wird? Dominieren in den 
Studiengängen eher normative oder empi-

rische, deskriptive oder analytische Aus-
bildungsinhalte? Darüber hinaus können 
in diesem Zusammenhang auch die vor-
herrschenden Methoden einer Fachdiszi
plin eine maßgebliche Rolle spielen, um 
für bestimmte professionelle Werthaltun-
gen mehr oder weniger empfänglich zu 
sein.

Diese inhaltlichen Merkmale des Curri-
culums verbinden sich zu einem wichtigen 
Einflussfaktor, der die Absolventen dieser 
Ausbildungsgänge tendenziell für oder 
gegen bestimmte Wert- und Einstellungs-
muster disponiert. Am Beispiel des Rollen-
bilds eines „klassischen Bürokraten“ lässt 
sich verdeutlichen, wie sehr dieses Rollen-
verständnis nicht zuletzt auf Ausbildungs-
inhalten basiert, die dem Glauben an eine 
wirksame „Konditionalprogrammierung“ 
– wie er insbesondere in der maschinen-

haften Vorstellung des Weberschen Ideal-
typus durchscheint – Vorschub leisten und 
die unumstrittene Geltung von eindeuti-
gen – vertikalen und horizontalen – Zu-
weisungen und lückenlosen Verfahrensre-
gelungen legitimieren. Die konventionelle 
Juristenausbildung nach kontinentaleuro-
päischer Tradition des römischen Rechts 
scheint ein solches Ausbildungsprofil 
nahezu deckungsgleich abzubilden, doch 
sind es sicher nicht allein rechtswissen-
schaftliche Vorlesungen, die dazu tendie-
ren können, ein vermeintlich hierarchisch-
geordnetes, deduktives, mono-kausales 
und techno- bzw. bürokratisches Weltbild 
zu vermitteln.

Lehre und Didaktik
In einem dritten und letzten Schritt stel-
len wir die Frage nach den vermittelten 

Werten und Einstellungen in einen Zu-
sammenhang mit den vorherrschenden 
didaktischen Ansätzen, den Unterrichts-
methoden und damit dem gesamten 
Lehrkonzept. Welche Arten der Wissens-
vermittlung werden genutzt? Welche 
Lehr- und Prüfungsformate kommen zum 
Einsatz? Nicht nur die Ausbildungsinhal­
te, sondern auch die Ausbildungsformen 
tragen demnach zur professionellen Sozi-
alisierung nachhaltig bei. Wird den Stu-
dierenden Gelegenheit gegeben, über den 
Lehrstoff zu reflektieren? Bietet das Cur-
riculum den nötigen Raum für das Selbst-
studium, für vertiefende Fallstudien oder 
gar für eigene studentische Seminaran-
gebote und Forschungsprojekte? Oder 
ist die Ausbildungszeit – definiert durch 
eine hohe Anzahl von „Kontaktstunden” 
– schon dadurch ausgefüllt, dass sich 
Lehrende und Lernende im Frontalunter-

richt begegnen? In welchem Ausmaß und 
in welcher Form werden die Möglichkei-
ten des E-Learning und Blended Learning 
genutzt? Wie viel Aufmerksamkeit wird 
im Ausbildungs- und Studiengang darauf 
verwendet, die Sozial-, Kommunikations- 
und Medienkompetenz der Studierenden 
weiterzuentwickeln? Welche Möglichkei-
ten stehen den Studierenden offen, um in-
dividuelle Schwerpunkte durch Wahl- und 
Wahlpflichtangebote zu setzen? Welchen 
Umfang haben die berufspraktischen „on-
the-job“-Ausbildungsanteile im Verhältnis 
zur Wissens- und Kompetenzvermittlung 
„off-the-job“? Und für den Fall, dass 
Praktika zum integralen Bestandteil des 
Programms gehören, stellt sich die Frage, 
ob diese praktische Organisations- und 
Arbeitserfahrung ausdrücklich auch in 
intersektoralen, internationalen und/oder 
interkulturellen Kontexten gefördert wird 
oder ob diese Praxisphase nicht zuletzt 
zur frühen beruflichen Sozialisierung in 
ein bestimmtes Verwaltungsumfeld geeig-
net ist.

Diese didaktischen Ansätze und Lehr-
formen werden sich sicher nicht 1:1 mit 
bestimmten Einstellungsmustern des spä-
teren Verwaltungspersonal gleichsetzen 
lassen, doch gehen wir von einem syste-
matischen und signifikanten Zusammen-
hang zwischen der jeweiligen „Lehrphi-
losophie“ und den damit transportierten 
Werthaltungen und Rollenverständnissen 
aus. So steht die Vermittlung von Fakten- 
oder konkretem Anwendungswissen im 
Frontalunterricht – ggf. ergänzt durch län-
gere Praxisphasen in Verwaltungsbehör-
den – sehr wahrscheinlich dem Rollenbild 
eines „klassischen Bürokraten“ wesentlich 
näher als etwa eine stärker theoriegelei-
tete und methodengestützte Ausbildung, 
die auf vermehrte Kritik- und Analysefä-
higkeit Wert legt, vielleicht sogar studen-
tische Forschungsprojekte ermöglicht und 
in praxisorientierten Phasen professionelle 
Einblicke in Organisationskulturen und 
Karrierewege außerhalb des öffentlichen 
Sektors bietet.

Diese herausgearbeiteten Dimensionen 
sind sicher nicht völlig frei von gegensei-
tigen Überlappungen. So wird man häu-
fig eine Verbindung zwischen bestimmten 
„Ausbildungsinhalten“ und korrespon-
dierenden „Lehrphilosophien“ oder di-
daktischen Ansätzen finden können, und 

»Nicht nur die Ausbildungsinhalte, 
sondern auch die Ausbildungsformen 
tragen nachhaltig zur professionellen 
Sozialisierung bei.«
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in vergleichbarer Weise lässt oftmals der 
hochschulrechtliche Status einer Ausbil-
dungseinrichtung bereits darauf schließen, 
welcher Ansatz vorrangig bei der Curri-
culumsentwicklung und den Lehrformen 
verfolgt wird. Dennoch sind die Wesens-
kerne dieser Dimensionen ausreichend 
markant und unabhängig voneinander 
definiert, um für die weitere Darstellung 
als Wegweiser dienen zu können. Dabei 
gehen wir davon aus, dass sich diese drei 
Dimensionen als wichtige Erklärungsfak-
toren – oder ‚unabhängige Variablen‘ – 
anbieten, die einen signifikanten Einfluss 
auf jene vorherrschenden Rollenverständ-
nisse, beruflichen Einstellungsmuster und 
allgemein-gesellschaftlichen Werthaltun-
gen ausüben, die sich im Laufe der nach-
haltigen professionellen Sozialisierung 
in den Bildungsinstitutionen und ihren 
Ausbildungsprogrammen herausbilden. 
Im gleichen Schritt sind damit auch die 
wesentlichen Reformhebel identifiziert, 
die für die Ausprägung von beruflichen 
Wert- und Einstellungsmustern zu beach-
ten sind.

Analyse: Ausbildung für den öf-
fentlichen Dienst in Deutschland

Innerhalb oben dargestellten konzeptio-
nellen Rahmens lässt sich nun die Ausbil-
dungssituation für mittlere und leitende 
Führungskräfte im öffentlichen Dienst in 
Deutschland kritisch erörtern. Im Folgen-
den werden wir daher in Bezug auf die 
obersten beiden Laufbahngruppen (den 
höheren und gehobenen Dienst) die drei 
Dimensionen „Institutionelle Eigenschaf-
ten“, „Ausbildungsinhalte“ sowie „Leh-
re und Didaktik“ zur Beschreibung und 
Analyse der Verwaltungsausbildung in 
Deutschland verwenden und dabei auch 
darauf eingehen, welche Veränderun-
gen es auf diesem Gebiet in den letzten 
beiden Jahrzehnten gegeben hat und in 
welchem Verhältnis diese Veränderungen 
zu den oben skizzierten Reformentwick-
lungen und dem damit einhergehenden 
Wertewandel stehen11. Daran schließt 
sich – stärker aus normativer Perspekti-
ve – die Frage an, ob diese jüngeren Re-
formentwicklungen aufbauend auf den 
tradierten Charakteristika der deutschen 
Verwaltungsausbildung angemessen und 
ausreichend sind, um den Herausforde-
rungen an eine zeitgemäße berufliche So-

zialisierung für die mittleren und oberen 
Leitungsebenen gerecht zu werden.

Institutionelle Eigenschaften und 
Status

Die Ausbildung, die zum Zugang für den 
höheren Dienst berechtigt, erfolgt im We-
sentlichen an den juristischen Fakultäten 
der Universitäten. Dort werden akademi-
sche Standards vermittelt, die die Studie-
renden zu selbständiger wissenschaftlicher 
Arbeit befähigen sollen. Nach erfolgrei-
chem Abschluss des Studiums und eines 
zweijährigen Referendariats haben die 
Absolventen die Möglichkeit, sich um 

Stellen im öffentlichen Dienst zu bewer-
ben. Die öffentlichen Arbeitgeber haben 
somit die Möglichkeit, aus einem relativ 
großen Reservoir ihre potenziellen, juris-
tisch geschulten Führungskräfte zu rekru-
tieren. Zusätzlich gibt es für Mitarbeiter 
des gehobenen Dienstes die Möglichkeit, 
über Aufstiegslehrgänge in den höheren 
Dienst zu gelangen, die beim Bund und ei-
nigen Ländern inzwischen durch ein FH-
Masterstudium ersetzt worden sind.

Die institutionellen Rahmenbedingun-
gen der auf den öffentlichen Dienst bezo-
genen Ausbildung haben sich inzwischen 
stärker ausdifferenziert – mit der Folge, 
dass eine Vielfalt von Hochschultypen 
entstanden ist, die Aus-, Fort- und Wei-
terbildungsprogramme für zukünftige öf-
fentliche Bedienstete anbieten. Interessan-
terweise betrachten sowohl öffentliche als 
auch private Hochschulen diesen Bereich 
als erfolgversprechendes und zukunfts-

trächtiges Betätigungs- und Aufgabenfeld. 
Dabei ist auch zu beobachten, dass sich 
einzelne Hochschulen nach dem Vorbild 
US-amerikanischer ‚professional schools‘ 
als Ein-Fach-Universitäten etablierten 
(wie etwa die Bucerius Law School oder 
die Hertie School of Governance).

Für den gehobenen Verwaltungsdienst, 
der oft als Rückgrat der Verwaltung oder 
neuerdings auch als die Ebene des mittle-
ren Managements bezeichnet wird, hat es 
in den letzten Jahrzehnten einen tiefgrei-
fenden Wandel gegeben, der sich in den 
meisten Ländern als Prozess einer zuneh-
menden Akademisierung charakterisieren 

lässt. Während die Ausbildung früher eher 
den Charakter einer Berufsausbildung 
hatte, in der Abiturienten in einem dua-
len System an Verwaltungsschulen und in 
der Praxis ausgebildet wurden, sind An-
fang der 1970er Jahre in allen Ländern 
und auf der Bundesebene Fachhochschu-
len eingerichtet worden. Diese hatten den 
Auftrag, auf wissenschaftlicher Grundlage 
mit Praxisbezug für den gehobenen Dienst 
auszubilden. Sie wurden als interne Fach-
hochschulen bezeichnet, weil sie anders 
als die externen Fachhochschulen und 
Universitäten über keine eigene Rechtsfä-
higkeit verfügten. Zugang zu den Studien-
programmen hatten nur Beamtenanwärter 
(Beamte auf Widerruf), die zugleich über 
den Status von Studierenden verfügten. 

»Für den gehobenen Verwaltungsdienst, 
oft als Rückgrat der Verwaltung bzw. 
neuerdings als Ebene des mittleren 
Managements bezeichnet, hat es in den 
letzten Jahrzehnten einen tiefgreifenden 
Wandel gegeben, der sich als Prozess 
einer zunehmenden Akademisierung 
charakterisieren lässt. «

11	 Siehe hierzu und zu den folgenden Passagen 
auch Röber (2006), Reichard (1997) und (2008), 
Reichard/Röber (2009) und (2012).
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Im Allgemeinen waren die internen Fach-
hochschulen als nachgeordnete Einrich-
tungen sehr eng an die jeweiligen Innen-
ministerien angebunden, die überdies im 
Rahmen ihrer Fachaufsicht einen starken 
Einfluss auf „ihre“ Fachhochschulen aus-
übten. Allein diese Eigenschaften haben 
dazu geführt, dass die internen Fachhoch-
schulen für öffentliche Verwaltung weni-
ger als akademische Einrichtung, denn als 
Verwaltungsschule wahrgenommen wur-
den.

Besonderheiten gab und gibt es auch 
beim Status der Lehrkräfte. Während ei-
nige Länder in großem Umfang nebenbe-
rufliche Lehrbeauftragte aus der Verwal-
tungspraxis einsetzen, überwiegen in an-
deren Ländern hauptamtliche Lehrkräfte, 
die – sofern ihnen der Professorenstatus 
verliehen wird – zusätzlich zu ihrer wis-
senschaftlichen Qualifikation über um-
fangreiche praktische Berufserfahrungen 
verfügen müssen. Aber auch bei Letzte-
ren gibt es Unterschiede: In einer größe-
ren Zahl von internen Fachhochschulen 
werden vor allem bewährte Praktiker aus 
dem höheren oder gehobenen Dienst als 
Lehrkräfte eingesetzt, die nach der nor-
malen Beamtensoldung eingestuft sind. 
Sie können sich – anders als Professoren 
– nicht auf die im Grundgesetz garantier-
te Freiheit von Forschung und Lehre be-
rufen. Lehrbeauftragte und hauptamtlich 
Lehrende ohne wissenschaftlichen Back-
ground entsprechen häufig nicht akademi-
schen Mindestanforderungen und sehen 
sich in der Regel nicht als Teil des Wissen-
schaftssystems. Außerdem finden es viele 
hauptamtlich lehrende Professoren auf-
grund der hohen Lehrverpflichtung und 
eines nur bedingt akademischen Umfeldes 
(das sich z.B. im Fehlen einer angemesse-
nen Bibliotheksausstattung oder in der 
Möglichkeit, auf die Unterstützung durch 
studentische Hilfskräfte zurückzugreifen, 
niederschlägt) schwierig, sich in ihrer wis-
senschaftlichen Disziplin sichtbar zu ver-
orten und zu profilieren.

Mittlerweile sind in sechs der 16 Bun-
desländer die internen Fachhochschulen 
für öffentliche Verwaltung in „normale“, 
externe Hochschulen umgewandelt und 
damit der unmittelbaren Steuerung über 
die Fachaufsicht durch die Innenministe-
rien entzogen worden. Als rechtlich selb-
ständige Einrichtungen verfügen sie über 

mehr Selbstverwaltungsrechte und eine 
größere Entscheidungsautonomie. Die 
externalisierten Hochschulen sind auch 
offen für Studierende, die nicht gleichzei-
tig Beamtenanwärter sind. Das heißt, dass 
die Behörden die Möglichkeit haben, un-
ter den Absolventen dieser Einrichtungen 
diejenigen auszuwählen, die für eine Lauf-
bahn im öffentlichen Dienst am besten 
geeignet sind. Mit dieser Externalisierung 
ist die Erwartung verbunden worden, die 
Ausbildung auf ein solideres und höheres 
akademisches Niveau zu heben, das ange-
sichts der zukünftig weiter steigenden und 
komplexer werdenden Anforderungen an 
Tätigkeiten im öffentlichen Dienst für er-
forderlich gehalten wird. Dabei haben die 

externalisierten Hochschulen aber immer 
noch die Interessen der jeweiligen Innen-
ministerien zu berücksichtigen, weil diese 
letztlich darüber entscheiden, ob Studien-
inhalte und -organisation so ausgestaltet 
sind, dass die Absolventen dieser externen 
Studiengänge für eine Tätigkeit im öf-
fentlichen Dienst rekrutiert werden. Eine 
Mehrheit der Länder (und auch der Bund) 
steht diesen erwarteten Vorteilen aller-
dings eher skeptisch gegenüber, was darin 
zum Ausdruck kommt, dass Kandidaten 
für den gehobenen, nicht-technischen Ver-
waltungsdienst nach dem Abitur ausge-
wählt und danach zum Studium an eine 
interne Fachhochschule delegiert werden 
– in den meisten Fällen mit dem Ziel, die 
jungen Anwärterinnen und Anwärter so 
früh wie möglich „bürokratisch zu sozia-
lisieren“.

Angesichts der Tatsache, dass Fach-
hochschulen die Lehre mit einer starken 
Anwendungsorientierung auf wissen-

schaftlicher Grundlage betreiben sollen, 
stellt sich die Frage, inwieweit die wissen-
schaftliche Fundierung der Lehre durch 
eigene Forschung sichergestellt werden 
kann. Konkret geht es um die Frage, ob 
und in welchem Umfang hauptamtlich 
Lehrende Lehrermäßigung für anwen-
dungsorientierte Forschung in Anspruch 
nehmen können. Hier bestehen zwischen 
den Fachhochschulen zum Teil große Un-
terschiede. An einigen findet praktisch 
überhaupt keine Forschung statt; an an-
deren gibt es hingegen zum Teil bemer-
kenswerte Forschungsleistungen, in denen 
unter anderem auch die gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Herausforderun-
gen für den traditionellen Typus der öf-

fentlichen Verwaltung explizit analysiert 
werden und die in den entsprechenden 
wissenschaftlichen Fachkreisen auch zur 
Kenntnis genommen werden. 

Schließlich gehört zu den institutionel-
len Eigenschaften noch die im Bologna-
Prozess vorgesehene Umstellung traditi-
oneller Diplomstudiengänge auf Bache-
lor- und Masterstudiengänge, die an den 
meisten Verwaltungsfachhochschulen seit 
einiger Zeit erfolgt. In einigen Bundeslän-
dern – z.B. in Bayern, im Saarland und in 
Thüringen – sind die Studienprogramme 
allerdings nicht auf das Bologna-Format 
umgestellt worden. In diesen Einrichtun-
gen werden die Ausbildungsprogramme 
auch keiner externen Evaluierung in Form 
von Akkreditierungsverfahren unterzogen, 
mit denen versucht wird, wissenschaftli-
che Mindeststandards in Hochschulstudi-
engängen sicherzustellen.

»Insgesamt ist festzustellen, dass die 
institutionellen Eigenschaften der 
Ausbildungseinrichtungen in vielen 
Fällen geeignet sind, einer bürokratischen 
Sozialisierung des künftigen 
Verwaltungspersonals Vorschub zu leisten.«
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Insgesamt ist festzustellen, dass die in-
stitutionellen Eigenschaften der Ausbil-
dungseinrichtungen in vielen Fällen geeig-
net sind, einer bürokratischen Sozialisie-
rung des künftigen Verwaltungspersonals 
Vorschub zu leisten. Besonders anschau-
lich wird dies bereits durch die Tatsache, 
dass die für den Beamtenstatus qualifizie-
renden Abschlüsse in der Regel Staatsprü-
fungen sind, für die die Hochschulen und 
Universitäten nicht selbst verantwortlich 
sind.

Ausbildungsinhalte

Die juristische Ausbildung ist in Deutsch-
land von jeher die dominierende Voraus-
setzung für den Eintritt und für eine Kar-
riere im höheren Dienst der öffentlichen 
Verwaltung gewesen. Der größte Teil der 
Nachwuchskräfte für den höheren Dienst 
kommt nach wie vor von den juristischen 
Fakultäten der Universitäten, deren Cur-
ricula relativ ähnlich sind und die in ka-
nonisierter Form die Gebiete des öffentli-
chen und privaten Rechts abdecken. Das 
Leitbild der juristischen Ausbildung ist 
immer noch sehr stark auf die Figur des 
rechtsanwendenden Einheitsjuristen aus-
gerichtet, der einzelne Entscheidungsfälle 
unter abstrakte Regeln im Sinne der me-
chanischen Logik des Weberschen Ideal-
typus der Bürokratie subsumiert. Für die 
Arbeit der öffentlichen Verwaltung wich-
tige Themen wie Gesetzgebung und Ge-
setzesfolgen spielen in der vorherrschen-
den Ausbildung für den höheren Dienst 
demgegenüber nur eine sehr untergeord-
nete Rolle – von wirtschafts-, sozial- und 
politikwissenschaftlichen Konzepten und 
Erkenntnissen ganz zu schweigen. Die mit 
der traditionellen juristischen Ausbildung 
eingeübten Werte und Einstellungen sind 
demzufolge ganz entscheidend auf eine 
professionelle Regelorientierung ausge-
richtet. 

Das zweijährige Referendariat, das sich 
dem ersten juristischen Staatsexamen an-
schließt, führt mit mehreren unterschied-
lichen Stationen in Gerichten, Rechtsan-
waltskanzleien, Ministerial- und Kommu-
nalverwaltungen, privaten Unternehmen 
etc. als Voraussetzung für den Eintritt 
in den höheren Dienst in die praktische 
Handhabung der Aufgaben eines Einheits-
juristen ein. Es bereitet ebenso wenig wie 
das juristische Studium auf (Führungs-)

Tätigkeiten in der öffentlichen Verwal-
tung in einem sich tiefgreifend verändern-
den gesellschaftlichen Umfeld vor, in dem 
wettbewerbliche Strukturen und zivilge-
sellschaftliche Beteiligungsmöglichkeiten 
mittlerweile eine nicht ganz unwesentliche 
Rolle spielen. 

Die starke juristische Ausrichtung 
der Ausbildung für den höheren Dienst 
schlägt an den internen Fachhochschulen 
– gleichsam kaskadenförmig – auf viele 
Studienprogramme für den gehobenen 
Dienst durch. Die Ausbildung basiert auf 
Leitsätzen der Innenministerkonferenz aus 
dem Jahr 1976, die 2005 etwas modifi-

ziert, im Kern jedoch bekräftigt worden 
sind12. Unter Bezugnahme auf diese Leit-
sätze beträgt der Anteil der rechtswissen-
schaftlichen Lehrinhalte in den meisten 
Ländern in der Regel die Hälfte des ge-
samten Stundenumfangs – wobei in vie-
len der dreijährigen Studiengänge bis zu 
18 Monate in Form von Praktika zu ab-
solvieren sind, in denen die Studierenden 
nicht nur praktische Fertigkeiten erlernen, 
sondern auch „bürokratischen Stallge-
ruch“ erwerben sollen. 

Hinsichtlich der (Weiter-)Entwicklung 
des Curriculums ist festzustellen, dass es 
sowohl für den höheren als auch für den 
gehobenen Dienst moderate Veränderun-
gen in der inhaltlichen und thematischen 
Breite von Studiengängen gegeben hat. 
Insbesondere in den Fakultäten, die poli-
tikwissenschaftliche Masterprogramme 
mit einem Verwaltungsschwerpunkt (häu-
fig in Verbindung mit Public-Policy- und 

Public-Management-Modulen) anbieten 
(z.B. an den Universitäten Duisburg-Es-
sen, Erfurt, Konstanz sowie an der Hertie 
School of Governance und der Zeppelin 
Universität), werden verstärkt interdiszi-
plinäre Ansätze mit größeren Wahl- und 
Spezialisierungsmöglichkeiten verfolgt, die 
stärker mit den neuen Gegebenheiten, un-
ter denen öffentliche Verwaltungen zu ar-
beiten haben, in Einklang stehen und die 
darüber hinaus auch Beschäftigungsmög-
lichkeiten jenseits nationaler öffentlicher 
Verwaltungen eröffnen. Außerdem gibt es 
Programme in Public Management und in 
Verwaltungsinformatik13, die in der Pra-
xis aber bislang kaum über den Nischen-

status im System der Ausbildung und der 
Rekrutierung für den öffentlichen Dienst 
hinausgekommen sind.

Ein ähnliches Bild ergibt sich für den 
gehobenen Dienst. Auch in den eher an 
traditionellen Werten ausgerichteten Stu-
dienprogrammen der internen Fachhoch-
schulen für öffentliche Verwaltung hat es 
moderate Anpassungen an die strukturel-
len und konzeptionellen Veränderungen in 
der Praxis gegeben, die aus dem Reform
impetus des „New Public Management“ 
hervorgegangen sind und in denen auch 
stärker soziale und methodische Kompe-
tenzen berücksichtigt werden. Gleichwohl 
liegt der curriculare Schwerpunkt mit 

»Für die Arbeit der öffentlichen Verwaltung 
wichtige Themen wie Gesetzgebung und 
Gesetzesfolgen spielen in der Ausbildung 
für den höheren Dienst nur eine sehr 
untergeordnete Rolle – von wirtschafts-, 
sozial- und politikwissenschaftlichen 
Erkenntnissen ganz zu schweigen.«

12	 Vgl. IMK (2005).

13	 Vgl. für eine kritische Bestandsaufnahme zur 
E-Government-Ausbildung die Studie des IfG.CC 
(2014).  
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mehr als 50 Prozent der Inhalte auf dem 
Gebiet der Rechtswissenschaft in Form 
der Rechtsanwendung, was nach wie vor 
Zweifel hinsichtlich einer angemessenen 
theoretischen Fundierung dieser Studien-
gänge nährt. An einigen internen Fach-
hochschulen sind allerdings auch neue, 
stärker betriebswirtschaftlich ausgerich-
tete Programme eingerichtet worden. Das 
Interesse an Absolventen dieser Program-
me ist insbesondere auf Bundes- und Lan-
desebene noch relativ gering. Etwas an-
ders sieht es bei den Kommunen aus, die 
aufgrund der Umstellung von der kame-
ralistischen zur doppischen Buchführung 
einen größeren Bedarf an Mitarbeitern 
haben, die sich mit den für die öffentli-
che Verwaltung neuen Konzepten und 
Instrumenten auskennen und die darüber 
hinaus auch über ein Rollenverständnis 
ihrer Aufgabenwahrnehmung verfügen, 
welches besser zu den veränderten Rah-
menbedingungen des Verwaltungshan-
delns passt. Die curriculare Ausrichtung 

der auf den öffentlichen Sektor bezoge-
nen Studienprogramme an den externen 
Fachhochschulen ist dagegen wesentlich 
prononcierter auf Inhalte aus dem Public 
Management gerichtet und zielt nicht nur 
auf die Vermittlung unmittelbarer Berufs-
fertigkeiten, sondern auch auf die langfris-
tige Berufsfähigkeit.

Schließlich geht es aber in den meis-
ten Studienprogrammen sowohl an Uni-
versitäten als auch an Fachhochschulen 
darum, möglichst kompakt Fachwissen 
über das deutsche Verwaltungssystem zu 
vermitteln, in dem Kenntnisse über andere 
Organisationskulturen (wie jenen aus dem 

privatwirtschaftlichen Bereich oder aus so 
genannten Dritten-Sektor-Organisationen) 
keine Rolle spielen. Das Gleiche gilt auch 
für Kenntnisse über andere Staatstraditio-
nen mit ihren zum Teil völlig anders aus-
geprägten Verwaltungskulturen, die im 
Zuge der stärkeren Europäisierung des 
Verwaltungsraums immer wichtiger wer-
den.

Insgesamt ist hinsichtlich der curricu-
laren Ausrichtung festzustellen, dass viele 
Ausbildungsprogramme an dem Leitbild 
des klassischen (bürokratischen) Verwal-
tungsgeneralisten ausgerichtet sind, dessen 
Profil durch ein starkes Übergewicht von 
bloßer Rechtsanwendung und Beherr-
schung bürokratischer Praktiken geprägt 
ist.

Lehre und Didaktik

In unseren Überlegungen gehen wir davon 
aus, dass Lehrorganisation und didakti-

sche Konzepte in Universitäten und Hoch-
schulen einen mindestens ebenso großen, 
wenn nicht gar größeren Einfluss auf die 
kulturellen Dispositionen der in diesen 
Einrichtungen sozialisierten Absolventen 
haben werden als institutionelle Gege-
benheiten und curriculare Eigenschaften. 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich 
an der Struktur für die Ausbildung zum 
höheren und zum gehobenen Dienst in-
sofern nichts verändert hat, als es nach 
wie vor einen Mix von theorieorientier-
ten „off-the-job“- und praxisorientierten 
„on-the-job“-Veranstaltungen gibt. Die 
Lehre im rechtswissenschaftlichen Bereich 
der Universitäten kann nach wie vor als 

Inbegriff der klassischen, frontalen Groß-
vorlesung betrachtet werden, die in der 
Regel faktisch um (private) Repetitorien 
in kleineren Gruppen ergänzt wird. Auch 
das „pädagogische Konzept“ für das Re-
ferendariat mit seinen praxisorientierten 
Fallbearbeitungen in den einzelnen Statio-
nen hat sich im Prinzip wenig verändert. 
Hieran haben auch die in einzelnen Bun-
desländern eingeführten Wirtschafts- oder 
Verwaltungsreferendariate für Absolven-
ten wirtschafts-, sozial- und politikwissen-
schaftlicher Studiengänge nichts geändert, 
weil es in diesen Programmen im Wesent-
lichen darum geht, den Referendaren feh-
lendes (verwaltungs-)rechtliches Wissen 
zu vermitteln und sie „on-the-job“ – von 
erfahrenen Praktikern angeleitet – mit der 
Logik des rechtsstaatlich-bürokratischen 
Verwaltungshandelns vertraut zu machen.

Ein im Prinzip ähnliches Grundmuster 
ist in der Ausbildung für den gehobenen 
Dienst erkennbar. Positiv ist zunächst zu 
vermerken, dass die Lehre an Fachhoch-
schulen – im Vergleich zu Großveranstal-
tungen an Universitäten – in vergleichs-
weise kleinen Lerngruppen stattfindet. 
Häufig ist damit aber – insbesondere an 
den internen Verwaltungsfachhochschulen 
– verbunden, dass die Studiengänge sehr 
stark verschult sind und einen sehr ho-
hen Anteil an Präsenzunterricht enthalten. 
Entsprechend gering sind die Erwartun-
gen gegenüber den Studierenden, eigen-
ständiges Lernen zu entwickeln – zumal 
es auch lange Zeit in den Diplomstudien-
gängen an diesen Fachhochschulen nicht 
üblich war, Diplomarbeiten zu schreiben. 
Außerdem fehlen an den meisten internen 
Fachhochschulen die Voraussetzungen für 
ein sinnvolles Selbststudium. Die Biblio-
theksausstattungen sind überschaubar, 
der Zugang zu wissenschaftlichen Daten-
banken ist eingeschränkt. Insgesamt führt 
dies dazu, dass die Studierenden nur in 
begrenztem Maße breitere handlungsori-
entierte Kompetenzen sowie ein auf kom-
plexere Aufgaben gerichtetes Problemlö-
sungsverhalten erwerben14. 

Hinsichtlich der „Lehr- bzw. Unter-
richtsphilosophie“ hat es bislang keine 
flächendeckenden Änderungen der Kon-

»Mit Blick auf die Lehrphilosophie und 
Didaktik sind viele Ausbildungsprogramme 
nach wie vor stark verschult, was vor allem 
durch die Vermittlung von Faktenwissen im 
klassischen Frontalunterricht sowie geringe 
Wahlmöglichkeiten und mangelndes 
Selbststudium sichtbar wird.«

14	 Vgl. hierzu auch Röber (2013).
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zepte gegeben. Lediglich in einigen neuen 
Masterprogrammen an öffentlichen und 
privaten Universitäten wird mittlerweile 
größerer Wert auf forschungsorientiertes 
Lernen sowie auf interdisziplinäre und 
diskursive Lehrkonzepte gelegt, in denen 
Fallstudien, Teamarbeit und Selbststudi-
um einen größeren Stellenwert als in den 
traditionellen Studienprogrammen haben.

Mit Blick auf die Lehrphilosophie und 
Didaktik ist in vielen Ausbildungspro-
grammen nach wie vor eine starke Ver-
schulung festzustellen, die sich vor allem 
durch die Vermittlung von Faktenwissen 
im klassischen Frontalunterricht sowie ge-
ringe Wahlmöglichkeiten und mangelndes 
Selbststudium auszeichnet.

Abschließende Interpretation

Unser Argument zielt im Kern auf das 
beachtliche Risiko eines „Kulturdefizits“ 
im öffentlichen Sektor ab, das die zuneh-
mende Kluft zwischen Anforderungen 
durch neue Steuerungsformen und den 
etablierten Wert- und Einstellungsmus-
tern des Verwaltungspersonals beschreibt. 
Eine wesentliche Ursache für diese Lücke 
liegt aus unserer Sicht in den nachhalti-
gen Sozialisierungsprozessen, die wäh-
rend der Ausbildung zu den Positionen 
der mittleren und oberen Leitungsebene 
im öffentlichen Dienst durchlaufen wer-
den. Während in Jahren des dynamischen 
Umbruchs im öffentlichen Sektor neue 
Steuerungsansätze an Bedeutung gewan-
nen – wobei ‚managerialistische‘ Reform-
strategien mehr und mehr mit partizipa-
torischen Vorstellungen konkurrierten –, 
repräsentieren die in der Ausbildung ver-
mittelten beruflichen Rollenbilder ganz 
überwiegend die überkommenen Prinzipi-
en und Werte der bürokratischen Organi-
sation.

Dieser Befund stützt sich auf eine em-
pirische Analyse der aktuellen Ausbil-
dungssituation, die sich von drei konzepti-
onellen Dimensionen leiten lässt:
�� der „institutionelle Status“ zu vieler 

Hochschulen, die für den öffentlichen 
Dienst ausbilden, steht noch immer 
praxisorientierten ‚Lehranstalten‘ nä-
her als einem universitären Ausbil-
dungstypus, der Lehrenden und Ler-
nenden eigenen Freiraum für kritische 
und forschende Analyse geben soll;

�� die „Ausbildungsinhalte“ sind gerade 
bei jenen Studienabschlüssen, die einen 
favorisierten Zugang zum öffentlichen 
Dienst eröffnen, nach wie vor durch ju-
ristischen Lehrstoff dominiert;

�� bei der „Lehrphilosophie“ und den 
didaktischen Ansätze stehen allzu häu-
fig – nicht zuletzt an den rechtwissen-
schaftlichen Universitätsfakultäten 
– klassische Vorlesungsformate im Vor-
dergrund, während Praxisphasen der 
Ausbildung vor allem dem Zweck zu 
dienen scheinen, eine möglichst büro-
kratische Sozialisierung der künftigen 
Absolventen in etablierte Verwaltungs-
behörden zu fördern.

Diese kritische Gesamtschau darf jedoch 
nicht die vielfältigen Facetten übersehen, 

die sich durch beachtliche Reforment-
wicklungen bereits herausgebildet haben:
�� der Status der Fachhochschulen für den 

öffentlichen Dienst ist in den Ländern 
mehrheitlich an den anderer wissen-
schaftlicher Hochschulen angeglichen 
worden, und im Zuge des Bologna-
Prozesses ist die Vergleichbarkeit ihrer 
Studienangebote mit den einschlägigen 
Programmen anderer Hochschulen und 
Universitäten (deren Vielfalt insgesamt 
zugenommen hat) weiter gestiegen;

�� die fachliche Breite der relevanten Ba-
chelor- und Master-Abschlüsse ist deut-
lich gestiegen, vor allem mit Blick auf 
die management- und policy-orientier-
ten Schwerpunkte;

�� und schließlich sind auch spürbare An-
sätze dafür zu erkennen, die studenti-
sche Forschung, internationale Bezüge 

der Ausbildung und Praxiserfahrungen 
in anderen Berufszweigen zu fördern.

So wichtig diese skizzierten Veränderun-
gen auch sind, so muss doch zugleich be-
dauert werden, dass die meisten von ihnen 
bislang nur einem kleineren Teil der Stu-
dentenschaft zugutekommen.

Die vorliegende Problemanalyse zeigt 
somit die notwendigen Wege und Re-
formschritte auf, um die klaffende Lü-
cke zwischen neuen Anforderungen und 
überlieferten Organisationswerten und 
Rollenbildern schließen zu können. Die 
wesentlichen Reformhebel liegen in den 
Händen einer Vielzahl von Akteuren, die 
über den ‚institutionellen Status‘ der Aus-
bildungseinrichtungen, die ‚curriculare 

Entwicklung‘ in den Studienprogrammen 
und deren ‚Lehrphilosophie und didakti-
sche Ansätze‘ zu entscheiden haben. Ein 
solcher mehrdimensionaler Zugang zu 
diesem Reformthema hilft nicht zuletzt 
dabei, frühere Blockierungen zu lösen, 
die sich durch die Fixierung auf normativ 
aufgeladene Einzelfragen ergaben. Nicht 
die Entscheidung über ‚interne‘ oder ‚ex-
terne‘ Fachhochschulen allein wird zum 
Lackmus-Test für eine zeitgemäße Verwal-
tungsausbildung – ebenso wenig wie al-
lein die Frage, ob eine staatlich finanzier-
te oder in privater Trägerschaft etablierte 
Einrichtung für das Studienangebot ver-
antwortlich ist. Vielmehr geht es also um 
aufeinander abstimmte Reformelemente, 
die sich auf alle drei Dimensionen bezie-
hen. Nimmt man dafür die hier diskutier-
ten Steuerungsformen und ihre grundle-

»Während in Jahren des dynamischen 
Umbruchs im öffentlichen Sektor neue 
Steuerungsansätze an Bedeutung 
gewannen, repräsentieren die in der 
Ausbildung vermittelten beruflichen 
Rollenbilder ganz überwiegend die 
überkommenen Prinzipien und Werte der 
bürokratischen Organisation.«
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genden Wertorientierungen zum Maßstab, 
dann zeigen die aktuellen Reformtrends 
zwar in die richtige Richtung, doch las-
sen sie noch weiten Raum, um das Re-
formpotenzial auszuschöpfen. Um das 
beschriebene Risiko des „Kulturdefizits“ 
zu verringern, können die bisherigen Ver-
änderungen daher erst als Anfang eines 
umfassenderen Wandels der Ausbildung 
für den öffentlichen Sektor dienen.
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